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// Im Blickpunkth

In Deutschland ist die gewerbsm�ßige Verleihung von Arbeitnehmern eine gem�ß § 1 Abs. 1 S. 1 A�G erlaubnispflichtige

T�tigkeit. Diese Erlaubnis steht bei Betrieben, die verschiedene Unternehmenszwecke verfolgen, in Frage, da ihnen vorge-

worfen wird, gegen den im A�G normierten Gleichstellungsgrundsatz verstoßen zu haben. Dies hat zur Folge, dass zwi-

schen dem Entleiher und dem Arbeitnehmer ein Arbeitsverh�ltnis fingiert wird. Der Aufsatz von Nebeling/Gr�ndel zeigt auf,

wie diesem Vorwurf zu entgehen ist und wie dennoch der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zur Anwendung kommt.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Rainer Thum, RA/

FAArbR, N�rr Stiefenhofer

Lutz, Frankfurt

Grundsatzurteil zu gezillmerten
Versicherungstarifen bei Entgelt-
umwandlung

Bei Lebensversicherungen im Rahmen von be-

trieblicher Altersversorgung durch Entgeltum-

wandlungwerdenh�ufigsog.gezillmerteVersi-

cherungstarife verwendet. Bei diesen werden

mit den eingezahlten Versicherungspr�mien

zun�chst die einmalig anfallenden Abschluss-

und Vertriebskosten vollst�ndig getilgt, bevor

die Beitr�ge zumAufbau des Deckungskapitals

verwendetwerden. IndenerstenJahrendesBe-

stehensderVersicherungwirddaher�berhaupt

keinodernureinverh�ltnism�ßiggeringesDek-

kungskapital f�r die Altersversorgung aufge-

baut, das hinter der Summe der umgewandel-

ten Entgeltbestandteile zur�ckbleibt. DieWirk-

samkeit einer Entgeltumwandlungsvereinba-

rung, die mit einer Lebensversicherung mit

gezillmertem Versicherungstarif kombiniert

ist, wurde in den letzten Jahren von Instanzge-

richten unterschiedlich beurteilt (vgl. LAG

M�nchen vom 15.3.2007 – 4 Sa 1152/06 bzw.

LAG K�ln vom 13.8.2008 – 7 Sa 454/08 kom-

mentiert vonDr�gsler/Thum im BB 2009, 671).

Am 15.9.2009 ist nun ein Grundsatzurteil des

BAG (3 AZR 17/09) zu dieser Problematik er-

gangen. Nach der Pressemitteilung gibt es

„Anhaltspunkte“ daf�r, dass bei der Entgelt-

umwandlung im Rahmen der betrieblichen

Altersversorgung (voll) gezillmerte Versiche-

rungsvertr�ge zwar nicht gegen das Wert-

gleichheitsgebot (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG)

verstoßen, jedoch eine unangemessene Be-

nachteilung im Sinne des § 307 BGB darstel-

len. Angemessen „k�nnte“ es sein, die

Abschluss- und Vertriebskosten in Anlehnung

an die gesetzlichen Regelungen des § 1

Abs. 1 Nr. 8 AltZertG sowie des § 169 Abs. 3

VVG auf f�nf Jahre zu verteilen. Soweit der ge-

zillmerte Versicherungstarif einer Rechtskon-

trolle nicht standh�lt, f�hrt dies nach dem Ur-

teil des BAG nicht zur Unwirksamkeit der Ent-

geltumwandlungsvereinbarung und einem

„Wiederaufleben“ des umgewandelten Ent-

geltanspruchs, sondern zu einer Aufstockung

der Versorgungsleistungen. Es bleibt abzu-

warten, welche Konkretisierungen f�r die

praktische Vertragsgestaltung der Urteilsbe-

gr�ndung entnommenwerden k�nnen.

Entscheidungen
BAG: Betriebsrentenanpassung –

Sicherheitsleistung nach § 303 AktG

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

26.5.2009 – 3 AZR 369/07 – wie folgt: Versor-

gungsberechtigte k�nnen nicht nach § 303 AktG

Sicherheit f�r k�nftige Betriebsrentenanpassun-

gen verlangen. Der Schutzzweck der §§ 4 und 16

BetrAVG erfordert keine erweiternde Auslegung

des § 303 AktG. § 16 BetrAVG soll einer Entwer-

tung der laufenden Betriebsrenten begegnen.

Solange und soweit der Versorgungsschuldner

leistungsf�hig ist, hat er die gesetzlich vorge-

schriebenen Anpassungen vorzunehmen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2365-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Außerordentliche Verdachtsk�ndigung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

23.6.2009 – 2 AZR 474/07 – wie folgt: Ist eine

Verdachtsk�ndigung als solche mangels Anh�-

rung des Arbeitnehmers unwirksam, hat der Tat-

sachenrichter stets zu pr�fen, ob die vom Arbeit-

geber vorgetragenen Verdachtsmomente geeig-

net sind, die �berzeugung von einer entspre-

chenden Tat zu gewinnen und damit die

K�ndigung unter dem Gesichtspunkt einer Tat-

k�ndigung zu rechtfertigen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2365-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: F�rderung von Altersteilzeit

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 18.8.

2009–9AZR482/08–wie folgt: Bei derAuslegung

eines Altersteilzeitarbeitsvertrags ist zu ber�ck-

sichtigen, dass die Vertragsparteien i.d.R. eine �f-

fentlich-rechtlicheF�rderung sicherstellenwollen.

Dem Arbeitgeber soll erm�glicht werden, die Al-

tersteilzeitverg�tungsanspr�chemithilfevonLeis-

tungen der Bundesagentur f�r Arbeit teilweise zu

refinanzieren. Umdieses Ziel zu erreichen,m�ssen

die Vertragsparteien diew�chentliche Arbeitszeit,

die vor dem �bergang in die Altersteilzeitarbeit

vereinbart war, auf die H�lfte der bisherigen w�-

chentlichenArbeitszeit vermindern.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2365-3

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Sozialplan – Anforderungen an

Nettolohnabrede

Das BAG entschied in seinemUrteil vom21.7.2009

– 1AZR167/08–wie folgt: Grunds�tzlich schuldet

der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern lediglich

eine Brutto-Verg�tung. Im individualrechtlichen

Innenverh�ltnis von Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer ist regelm�ßig dieser Schuldnerder Steuerfor-

derung.DazubedarfeskeinerbesonderenAbrede.

Durch entsprechende individualrechtliche oder –

bezogen auf kollektiv begr�ndete Zahlungsan-

spr�che – kollektivrechtliche Vereinbarungen

kann der Arbeitgeber (auch) im Innenverh�ltnis

der Arbeitsvertragsparteien zum Steuerschuldner

werden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2365-4

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Nachtr�gliche Klagezulassung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 28.5.

2009 – 2 AZR 732/08 – wie folgt: Das Gericht darf

�ber den Hilfsantrag auf nachtr�gliche Klagezu-

lassung nur entscheiden, wenn es zu der Ansicht

gelangt ist, der Kl�ger habe gegen eine ihm zuge-

gangene und dem Arbeitgeber zurechenbare

schriftliche K�ndigungserkl�rung versp�tet Klage

erhoben.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2365-5

unterwww.betriebs-berater.de
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